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5.100 stille 
Hitzetote 
41.8 °C. 
Wir sind nicht vorbereitet.

Die Übersterblichkeit aufgrund 
der historischen Hitzewelle im 
Juni betrug 5.100 Menschen al­
lein in Deutschland. Das hat das 
Robert-Koch-Institut (RKI) ermit­
telt.

Wenn 5.100 Menschen bei 
einem Großbrand, bei einem 
Terroranschlag, bei Fluten, bei 
einem Industrieunfall, bei einem 
nuklearen GAU sterben würden, 
wären die Nachrichten noch 
Wochen später voll mit Bericht­
erstattung. Es gäbe Untersu­
chungskommissionen, Brenn­
punkte, Konsequenzen.

Aber Hitze? Hitze und Dürre 
wird zu den "stillen Extremwet­
tern" gezählt. Die Stille ist ohren­
betäubend.

5.100 Menschen, vulnerable, 
pflegebedürftige, vorerkrank­
te, ältere, ärmere, obdachlose 
Menschen. Das RKI schreibt: 
"Die Hitzeeinwirkung führt 
sehr selten unmittelbar zum 
Tod, in den meisten Fällen ist 
es die Kombination aus Hitze­
exposition und bereits beste­
henden Vorerkrankungen (u.a. 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Lungenerkrankungen und 
Nierenerkrankungen), die zum 
Tod führt."

Es ist Aufgabe des Staates, die 
vulnerabelsten Teile der Bevöl­
kerung am stärksten zu schüt­
zen.

Während Hitzeaktionspläne 
bereits seit vielen Jahren gefor­
dert werden, während Kranken- 
und Pflegeeinrichtungen seit 
Jahren Alarm schlagen, wäh­
rend wir mit dem Umbau unserer 
Städte eigentlich weit vorange­
schritten sein sollten, versagen 
Staat und Gesellschaft auf gan­
zer Linie.

Allein, dass diese Zahl 5.100 
niemanden schockiert, nieman­
den zu interessieren scheint, 
dass sich niemand die Mühe ma­
chen möchte, an die Menschen 
zu denken, die noch Jahre hät­
ten leben können, Geschichten 
erzählen, Zeit mit ihren Kindern 
oder Enkelkindern verbringen, 
lächeln und lieben können, die 
jetzt schmerzlich vermisst wer­
den, dass das anscheinend so 
völlig egal ist, frustriert.

Dass die Hitzewelle historisch 
war, ist unumstritten. Noch nie 

hat es in Ostdeutschland seit Be­
ginn der Aufzeichnungen (1881) 
über 40 Grad gegeben. Dort wur­
de nun der Rekord aufgestellt: 
41.8 °C in Möckern-Drewitz, aus­
gerechnet in dem Bundesland, 
das kurz davor steht sich eine 
Alleinregierung der absurden 
rechtsextremen Klimawandel­
leugnerpartei zu wählen.

Hitzewellen mit 35 Grad er­
wartet man ab der zweiten Ju­
li-Dekade und im August. So et­
was im Juni erleben zu müssen, 
zeigt die Eskalation des Klima­
systems.

Ohne den menschengemach­
ten Klimawandel wäre dieses 
Ereignis so nicht möglich gewe­
sen. Und wir werden uns daran 
gewöhnen müssen, denn es ist 
Stand der Klimaforschung, dass 
solche Temperaturen regelmäßig 
auftauchen und immer wieder 
überboten werden.

Was dagegen getan werden 
muss, ist bekannt. Seit Jahr­
zehnten.

Bundeskanzler Merz meinte zu 
den Hitzetoten: "Wenn sich diese 
Wetterentwicklungen fortset­
zen", werde er "gegebenenfalls 
auch öffentlich etwas sagen".

Man müsste an dieser Stelle 
eigentlich die absurde Klimapoli­
tik der Bundesregierung ausein­
andernehmen. Da weiß man aber 
einerseits nicht, wo man anfan­
gen soll und andererseits stellt 
sich die Frage, was das nützt, bei 
einem Kanzler, der den Bezug zu 
seiner eigenen Bevölkerung und 
zur Realität verloren hat (wenn er 
diesen jemals hatte), dem Men­
schen, die nicht arbeiten und 
krank sind und anders aussehen, 
offenkundig lästig sind.

Ein Kanzler, der sich allen 
Umfragen zum Trotz daran fest­
klammert, seine die Mehrheit der 
Bevölkerung beleidigenden Aus­
sagen würden von einer großen 
Mehrheit getragen und die "Me­
dien" würden nur über die Wider­
sprüche berichten, von dem er­
wartet man weder irgendetwas 
Substanzielles, noch würde man 
es ihm glauben.

Eigentlich ist es sogar besser, 
wenn der Mann still ist.

Tom

Neues aus dem 
Kreisvorstand

Die Sitzung des Kreisvor­
standes fand im April mit einem 
öffentlichen Teil sowie einer an­
schließenden Klausurtagung 
statt. Im Mittelpunkt standen or­
ganisatorische Abstimmungen, 
Berichte aus den Arbeitsgemein­
schaften sowie eine gemeinsame 
Reflexion der Vorstandsarbeit.

Zu Beginn wurden die Teilneh­
menden – sowohl vor Ort als auch 
digital – begrüßt. Interessier­
te Genoss*innen sind jederzeit 
herzlich willkommen und können 
unkompliziert teilnehmen, unab­
hängig davon, ob sie im Büro oder 
online dabei sind. Die Teilnahme 
ist flexibel möglich – ob vom Sofa 
aus oder zwischendurch von der 
Arbeit, wie Margret eindrucksvoll 
zeigte, die sich sogar vom Täto­
wier-Stuhl aus zugeschaltet hat.

In der anschließenden Pro­
tokoll- und Beschlusskontrolle 
wurde der Umsetzungsstand er­
fasst. Insgesamt zeigte sich ein 
positives Bild: Viele Beschlüsse 
sind bereits umgesetzt, einzelne 
Punkte befinden sich noch in der 
Bearbeitung.

Ein Schwerpunkt der Sitzung 
waren die Berichte aus den Ar­
beitsgemeinschaften:

Die AG Wahlkampf, Infostän­
de und Aktionen berichtete über 
geplante Infostände in den kom­
menden Wochen, darunter ein 
Infostand am 12. Mai zum Tag 
der Pflege. Dabei soll auf die Si­
tuation in der Pflege aufmerksam 
gemacht werden. Zudem wurde 
die Bedeutung der anstehenden 
Landratswahl hervorgehoben. 
Auch ohne eigene Kandidatur will 
sich der Kreisverband aktiv in die 
politische Auseinandersetzung 
einbringen, Positionen sichtbar 
machen und mit Aktionen so­
wie Gesprächen präsent sein. Im 
Mittelpunkt steht dabei die klare 
Botschaft, dass demokratische 
Entscheidungen auf kommuna­
ler Ebene direkte Auswirkungen 
auf die Zukunft des Landkreises 
haben. Dabei wurde auch betont, 
dass es bei dieser Wahl darauf 
ankommt, demokratische Struk­
turen zu stärken und verantwor­
tungsvoll zu wählen, um die Zu­
kunft des Landkreises zu sichern. 
Vor diesem Hintergrund wird 
auch vor Entwicklungen gewarnt, 
die demokratische Grundwerte 
infrage stellen oder von extrem 
rechten Positionen geprägt sind. 
Ziel bleibt es, eine offene, trans­
parente und solidarische Kom­
munalpolitik zu fördern.

Die AG politische Bildung/Ver­
anstaltungen stellte zwei Termi­
ne vor: den Jahresempfang des 

Kreisverbandes und Wahlkreis­
büros am 28. Mai 2026 sowie 
das Ehrenamtsfest am 15. August 
2026. Zu diesem Anlass werden 
auch die Thüringer Bundestags­
abgeordneten Mandy, Donata 
und Bodo im Rahmen ihrer Som­
mertour erwartet. Das Fest soll 
in Saalfeld stattfinden und Raum 
für Austausch und Vernetzung 
bieten.

Auch die weiteren Arbeitsge­
meinschaften – Anstoß und Linke 
hilft – berichteten über ihre aktu­
ellen Aktivitäten und Vorhaben.

Die AG Kommunalpolitik infor­
mierte darüber, dass gezielt in­
teressierte Menschen angespro­
chen und eingebunden werden 
sollen, die sich für kommunal­
politische Arbeit interessieren. 
Ziel ist es, zukünftige Kommu­
nalpolitiker*innen frühzeitig mit 
Abläufen und praktischer Arbeit 
in kommunalen Gremien vertraut 
zu machen und so langfristig En­
gagement zu stärken.

Zudem wurde über ein Treffen 
am 13.05.26 zur Zukunft der Bil­
dungslandschaft mit Fokus auf 
Kindergärten und Schulen infor­
miert. Dabei soll auch die Vernet­
zung der lokalen Akteure weiter 
verbessert werden.

Die AG Umwelt berichtete von 
einer gut besuchten Veranstal­
tung, die auf positive Resonanz 
gestoßen ist. Aufgrund des gro­
ßen Interesses wird geprüft, das 
Format im Herbst erneut öffent­
lich anzubieten.

Die AG Social Media stellte 
Ergebnisse einer Umfrage zur 
Landratswahl vor. Diese wurde im 
Landkreis gut angenommen und 
liefert wertvolle Rückmeldungen 
für die weitere inhaltliche und 
strategische Planung.

Im nichtöffentlichen Teil der 
Sitzung als Klausurtagung stan­
den zunächst Mitgliederange­
legenheiten im Fokus. Anschlie­
ßend reflektierte der Vorstand 
seine Arbeit der letzten sechs 
Monate. Dabei wurde festgehal­
ten, dass viele Vorhaben erfolg­
reich umgesetzt wurden und der 
Vorstand weiterhin sehr motiviert 
ist. Gleichzeitig wurde offen an­
gesprochen, dass die Aufga­
benverteilung an einigen Stellen 
verbessert werden kann. Dieses 
Thema soll in einer weiteren Klau­
surtagung vertieft werden. Ziel 
bleibt es, die Zusammenarbeit zu 
stärken, Abläufe klarer zu struk­
turieren und die politische Arbeit 
insgesamt wirkungsvoller zu ge­
stalten.

Christin  
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Zwischen Missverständnis  
und Hoffnung:  
Warum Zuhören  
politisch ist
Es beginnt oft mit einem ein­

fachen Wunsch: sich einzubrin­
gen, mitzugestalten, Verantwor­
tung zu übernehmen. Nicht, um 
etwas wegzunehmen oder an­
deren Raum zu nehmen, sondern 
um etwas beizutragen, etwas zu 
bewegen. Gerade in einer Partei, 
die für Pluralität, Gleichberech­
tigung, Antidiskriminierung und 
Feminismus steht, sollte genau 
dieser Impuls nicht als Störung 
verstanden werden, sondern 
als das, was er ist: ein Ausdruck 
von Verbundenheit und Gestal­
tungswillen.

Und doch entstehen manch­
mal Missverständnisse. Engage­
ment wird dann nicht als Berei­
cherung gesehen, sondern als 
Kritik oder sogar als Angriff ge­
lesen. Das kann verletzend sein 
– besonders, wenn der Eindruck 
entsteht, dass nicht die Motiva­
tion dahinter gesehen wird, son­
dern ein bereits feststehendes 
Bild, das sich nur schwer wieder 
auflöst.

Diese Erfahrung trifft umso 
stärker, wenn Vorverurteilungen 
nicht hinterfragt, sondern über 
längere Zeit verfestigt werden. 
Aus einzelnen Situationen wer­
den Zuschreibungen, aus Miss­
verständnissen werden schein­
bar feste Wahrheiten. Und selbst 
wenn der Wunsch nach einem 
Neuanfang da ist, bleibt oft das 
Gefühl, dass dieser schwer er­
reichbar ist.

Gerade im ländlichen Raum 
bekommt politisches Engage­
ment dabei noch einmal eine be­

sondere Bedeutung. Wo Wege 
weiter sind, Strukturen kleiner 
und persönliche Begegnungen 
unmittelbarer, tragen einzelne 
Menschen oft viel Verantwor­
tung für das politische Leben vor 
Ort. Engagement bedeutet hier 
nicht nur Teilnahme, sondern 
ganz konkret: sichtbar werden, 
ansprechbar sein, Räume schaf­
fen, in denen Austausch über­
haupt möglich ist. Umso wich­
tiger ist es, dass dieser Einsatz 
nicht durch vorschnelle Urteile 
gebremst wird, sondern durch 
Offenheit gestärkt wird.

Dabei ist der Kern von Engage­
ment fast immer derselbe: der 
Wunsch, etwas zu verbessern, 
Verantwortung zu übernehmen, 
Teil einer gemeinsamen Sa­
che zu sein. Niemand, der sich 
ernsthaft einbringt, möchte an­
deren etwas wegnehmen. Im 
Gegenteil – es geht darum, et­
was zu erweitern, Möglichkeiten 
zu öffnen und gemeinsam mehr 
zu erreichen.

Genau deshalb wäre ein an­
derer Umgang so wichtig: Nach­
fragen statt Einordnen. Zuhören 
statt vorschnellen Bewertens. 
Ansprechen statt Schweigen. 
Denn viele Missverständnisse 
entstehen nicht aus Gegen­
sätzen, sondern aus fehlender 
Kommunikation. Und wo Ge­
spräche stattfinden, entsteht 
auch die Möglichkeit, Bilder zu 
korrigieren und Vertrauen wie­
der aufzubauen.

Gerade in einer pluralistischen 
Partei wie unserer ist das ent­

scheidend. Unterschiedliche 
Perspektiven sind keine Schwä­
che, sondern eine Stärke. Sie 
ermöglichen Weiterentwicklung, 
sie halten Diskussionen leben­
dig und sie helfen dabei, blinde 
Flecken zu erkennen. Engage­
ment ist in diesem Sinne kein 
Konkurrenzkampf um Raum, 
sondern eine gemeinsame Ge­
staltung dieses Raumes. 

Wenn Engagement als Bedro­
hung wahrgenommen wird, ent­
steht schnell Distanz. Wenn es 
jedoch als Chance verstanden 
wird, entsteht Verbindung. Denn 
dann wird sichtbar, dass jede 
neue Stimme nicht etwas weg­
nimmt, sondern etwas hinzufügt 
– Erfahrung, Perspektive, Idee.

Zuhören und Offenheit ist 
dabei mehr als Höflichkeit. Es 
ist eine politische Haltung. Eine 
Haltung, die bereit ist, Menschen 
nicht auf entstandene Eindrücke 
festzulegen, sondern sie immer 
wieder neu wahrzunehmen, die 
Raum lässt für Entwicklung, für 
gemeinsames Lernen und auch 
für Neuanfänge.

Gerade diese Neuanfänge 
sind entscheidend. Sie entste­
hen dort, wo Fragen gestellt 
werden, wo Gespräche möglich 
sind und wo nicht das Trennen­
de im Vordergrund steht, son­
dern das Gemeinsame. 

Und genau hier liegt auch der 
Blick nach vorn: Veränderung 
ist möglich. Gesellschaftliche 
Weiterentwicklung ist möglich. 
Nicht abstrakt und fern, sondern 

konkret und im Kleinen begin­
nend – im eigenen Kreisverband, 
im direkten Miteinander, in der 
Art, wie wir miteinander spre­
chen, streiten und einander zu­
hören. Besonders im ländlichen 
Raum zeigt sich dabei, wie viel 
Wirkung aus scheinbar klei­
nen Strukturen entstehen kann, 
wenn Menschen sich engagie­
ren, Verantwortung übernehmen 
und kontinuierlich ansprech­
bar bleiben. Aus diesen lokalen 
Räumen heraus entsteht etwas 
Größeres: Erst Veränderung im 
direkten Umfeld, dann Verände­
rung in der Gesellschaft.

Es braucht dafür die Be­
reitschaft, sich nicht entmuti­
gen zu lassen – weder durch 
Missverständnisse noch durch 
vorschnelle Urteile. Denn En­
gagement lebt von der Freude 
am gemeinsamen Lernen und 
Gestalten, vom Ausprobieren, 
vom Wachsen und auch vom 
gemeinsamen Korrigieren.

Am Ende bleibt die Erkenntnis: 
Ohne Zuhören kein Verstehen, 
ohne Verstehen kein Vertrau­
en – und ohne Vertrauen keine 
gemeinsame politische Gestal­
tung. Und vielleicht beginnt 
genau dort jede echte Verän­
derung: im ernsthaften Zuhö­
ren und im ehrlichen Versuch, 
einander wirklich zu verstehen – 
und darin, im Engagement nicht 
die Gefahr, sondern die Chance 
zu sehen.

Christin
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Gedenkrundgang  
zum 81. Jahrestag 
der Befreiung:
Erinnern an die Orte der Verbrechen  
der Nationalsozialisten in Rudolstadt

Am 9. Mai 2026 fand in Rudol­
stadt ein Gedenkrundgang statt, 
um der Befreiung vom Natio­
nalsozialismus vor 81 Jahren zu 
gedenken. In einem bewegen­
den und informativen Rahmen 
wurden die Teilnehmenden an 
wesentlichen Orten an Verbre­
chen erinnert, die dort in unse­
rer Stadt und Region zwischen 
1933 und 1945 geschehen sind. 
Der Rundgang wurde von der 
Ortsgruppe des VVN-BdA Thü­
ringen organisiert. Unter der 
Leitung von Stadtführer Daniel 
Starost wurden nicht nur die his­
torischen Fakten rund um diese 
dunkle Zeit unserer Geschich­
te vermittelt, sondern auch die 
Schicksale von Opfern und Tä­
tern thematisiert. „Es ist von es­
sentieller Bedeutung, dass wir 
die Namen derer, die unter dem 
Terror der Nationalsozialisten 
gelitten haben, nicht vergessen. 
Jede Geschichte ist ein Stück 
unseres kollektiven Gedächt­
nisses“, betont Daniel Starost. 
„Gemeinsam möchten wir ein 
Zeichen gegen das Vergessen 

setzen und auf die Verantwor­
tung aufmerksam machen, die 
wir auch heute tragen.“ Die Teil­
nehmenden hatten an verschie­
denen Stationen Einblicke, die 
den historischen Kontext und 
die gravierenden Menschen­
rechtsverletzungen dieser Epo­
che erhalten.

Der Gedenkrundgang diente 
nicht nur der Erinnerung, son­
dern regte auch zur Reflexion 
über den gegenwärtigen Um­
gang mit Erinnerungskultur an. 
Wie gehen wir heute mit dem 
Gedenken um? Welche Lehren 
ziehen wir aus der Vergangen­
heit, und wie können wir demo­
kratische Werte und Menschen­
rechte in unserer Gesellschaft 
fördern? Gemeinsam setzten 
wir ein Zeichen für Toleranz, Re­
spekt und das Eintreten gegen 
jede Form von Extremismus und 
Diskriminierung.

An folgenden historischen 
Orten haben wir innegehalten, 
informiert und weiße Rosen nie­
dergelegt:

Überfall der SA auf  
KPD-Veranstaltung

Enteignung des  
jüdischen Betriebes

Gründung der  
KPD-Ortsgruppe

Gedenktafel für François  
Mitterrand, Zwangsarbeiter  
in Rudolstadt

Karl Liebknecht prangert 1914 
in einer Gerichtsverhandlung 
die Gesetzlosigkeit der staat­
lichen „Schutzhaft“ an

Gedenkstele für  
13 Jugendliche aus Schwarza, 
die nachweislich zu Unrecht 
verurteil wurden

Gedenken zu DDR-Zeiten

Abschlussgedenken

„Deutscher Krug“  
(heute Stadthaus)

Isola

 
Gasthaus "Zur Erholung"

 
Marktplatz / Rathaus 

 
Gerichtsgebäude 

 
 

Gerichtsgebäude 
 
 

Stelen am Schminkkasten

Platz der OdF

Am 4. und 5. Juli fand in 
Erfurt der Bundesparteitag 
der in Teilen als rechtsextrem 
eingestuften AfD statt. Aus 
diesem Anlass formierte sich 
ein beeindruckender demo­
kratischer Widerstand der Zi­
vilgesellschaft.

Bereits um 6 Uhr morgens 
machte sich der erste De­
monstrationszug mit rund 
5.000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern vom Hauptbahn­
hof auf den Weg zur Messe. 
Zeitgleich begannen die ers­
ten Blockaden rund um das 
Messegelände. Um 10 Uhr 
setzte sich der zweite De­
monstrationszug in Bewe­
gung. Mit über 7.500 Men­
schen zog ein schier nicht 
enden wollender Demon­
strationszug durch die Erfur­
ter Innenstadt zur Messe.

Ich war selbst dabei und 
habe eine friedliche, bunte 
und vielfältige Demonstra­
tion erlebt. Es gab keinerlei 
Auseinandersetzungen mit 
der Polizei. Stattdessen de­
monstrierten Menschen aller 
Altersgruppen gemeinsam für 
Demokratie und Vielfalt. Krea­
tive Plakate prägten das Bild. 
Entlang der Strecke wurden 
die Teilnehmenden von An­
wohnerinnen und Anwohnern 
mit Getränken, Eis und Obst 
versorgt. Viele Passantinnen 
und Passanten standen am 
Straßenrand, applaudierten 
und bildeten ein Spalier.

Die Stimmung war durch­
weg friedlich und positiv – 
ganz im Gegensatz zu den 
Horrorszenarien, die im Vor­
feld teilweise gezeichnet 
worden waren und brennen­
de Autos oder gewalttätigen 
Ausschreitungen ankündig­
ten.

An der Messe angekom­
men, erwartete die Menschen 
ein Fest für die Demokratie mit 
Informationsständen von Par­
teien, Gewerkschaften, Ver­
einen und Verbänden sowie 
einem abwechslungsreichen 
Bühnenprogramm mit Musik 
und Redebeiträgen. Auch in 
der Erfurter Innenstadt fan­
den zahlreiche Aktionen und 
Veranstaltungen statt, die ein­
drucksvoll zeigten, dass un­
sere Gesellschaft bunt, vielfäl­
tig und demokratisch ist – und 
eben nicht von Extremismus 
geprägt.

Insgesamt gingen am 
Samstag rund 30.000 Men­
schen auf die Straße, um ein 
deutliches Zeichen für Demo­
kratie und gegen Rechtsex­
tremismus zu setzen. Ein weit­
hin sichtbares Symbol war 
ein Flugzeug mit dem Banner 
„Nazis nerven“, das den gan­
zen Tag über Erfurt kreiste. 
Das Demokratiefest war zeit­
weise so gut besucht, dass 
das Gelände vorübergehend 
geschlossen werden musste. 
Gleichzeitig beklagten sich 
Teilnehmer des AfD-Partei­
tags mehrfach darüber, dass 
der Protest vor der Messehal­
le deutlich im Saal zu hören 
gewesen sei.

Für mich war es ein bewe­
gender Tag mit vielen wun­
derbaren Menschen in Erfurt. 
Auch wenn mir die AfD einen 
Tag des Rudolstadt-Festi­
vals „genommen“ hat, war es 
jede Minute wert, gemeinsam 
mit so vielen Menschen für 
Demokratie, Vielfalt und ein 
friedliches Miteinander einzu­
stehen.

Daniel Starost

Proteste rund 
um den Parteitag 
der AfD in Erfurt
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Wir nehmen Abschied von unserer Genossin 

Hannelore Palzer 
04. September 1932 - 11. Juni 2026

 
Genossin Palzer hat sich viele Jahre als Vorsitzende  
der Basisgruppe Rudolstadt-Cumbach engagiert und  

sich aktiv ins Leben unserer Partei eingebracht.  
Wir werden ihr ein ehrendes Andenken bewahren

Die Mitglieder des Stadtverbandes Rudolstadt

Wir nehmen Abschied von unserem Genossen 

Manfred May 
07. August 1939 - 14. Juni 2026

 
Wir werden sein Andenken in Ehren halten.

Die Mitglieder des Stadtverbandes Saalfeld

Wir nehmen Abschied von unserem Genossen 

Uwe Poltersdorf 
20. Februar 1938 - 24. Juni 2026

 
Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Seine Genossinnen und Genossen  
des Stadtverbandes Saalfeld

Wir nehmen Abschied von unserer Genossin 

MR Dr. Edith Barth 
15. September 1940 - 09. Juli 2026

 
Unvergessen bleiben ihre solidarischen  

Einsätze als Ärztin in Ghana.

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten.

Ihre Genossinnen und Genossen des Stadtverbandes Saalfeld

Foto: Tom
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Der Bundesparteitag 2026
Zwischen Reformismus und  
der Aufgabe einer linken Partei

Vorwort
Der Bundesparteitag 2026 

der Partei Die Linke fand in 
einer Phase des organisato­
rischen Aufschwungs statt. 
Steigende Mitgliederzahlen, 
wachsende Wahlergebnisse 
und eine sichtbar höhere ge­
sellschaftliche Präsenz zei­
gen, dass sich die Partei nach 
Jahren der Krise stabilisiert 
hat. Dieser Erfolg darf jedoch 
nicht darüber hinwegtäu­
schen, dass sich auf diesem 
Parteitag eine Entwicklung 
verfestigt hat, die marxisti­
sche Genossinnen und Ge­
nossen mit großer Sorge be­
trachten müssen.

Nicht die organisatorische 
Stärke entscheidet über den 
Charakter einer Partei, son­
dern ihre ideologische Grund­
lage. Eine linke oder sozia­
listische Partei hat nicht die 
Aufgabe, den Kapitalismus 
gerechter zu verwalten. Ihre 
historische Aufgabe besteht 
darin, die Arbeiterklasse zu 
organisieren, den Klassen­
charakter des bürgerlichen 
Staates offenzulegen und den 
Kampf um die Überwindung 
der kapitalistischen Produk­
tionsweise zu führen – hin zu 
einer bedürfnisorientierten 
sozialistischen Ökonomie, die 
die profitorientierte kapitalis­
tische Wirtschaft ersetzt.

Der Bundesparteitag hat 
jedoch gezeigt, dass sich die 
Partei zunehmend von diesem 
Anspruch entfernt.

Die Anträge
Der Leitantrag „Die Linke 

aufbauen, Hoffnung und Wi­
derstand organisieren!“ enthält 
zahlreiche richtige Forderungen. 
Höhere Löhne, ein Ausbau des 
Sozialstaates, Investitionen in 
die öffentliche Infrastruktur, eine 
gerechtere Besteuerung großer 
Vermögen und der Widerstand 
gegen Sozialabbau sind Forde­
rungen, die die Lebensbedin­
gungen der arbeitenden Bevöl­
kerung verbessern können.

Doch genau hier endet der 
politische Horizont des Leitan­
trages.

Die Eigentumsfrage wird 
kaum gestellt. Das Privateigen­
tum an den entscheidenden 
Produktionsmitteln – die Grund­
lage kapitalistischer Herrschaft 
– wird nicht zum Mittelpunkt der 
politischen Strategie gemacht. 
Stattdessen dominiert die Vor­
stellung, der bestehende Staat 
könne durch parlamentarische 
Mehrheiten genutzt werden, um 
den Kapitalismus sozialer zu ge­
stalten, anstatt ihn grundlegend 
zu überwinden und durch eine 
bedürfnisorientierte sozialisti­
sche Ökonomie zu ersetzen.

Damit wird die marxistische 
Erkenntnis aufgegeben, dass 
der bürgerliche Staat kein neu­

trales Werkzeug ist, sondern die 
politische Organisation der herr­
schenden Klasse.

Besonders deutlich wird der 
theoretische Widerspruch in der 
Außenpolitik. Einerseits erkennt 
der Parteitag das Leid der pa­
lästinensischen Bevölkerung an 
und spricht von einem Völker­
mord in Westasien. Andererseits 
wird gleichzeitig eine Solidarität 
mit dem israelischen Staat for­
muliert, ohne den Charakter die­
ses Staates als imperialistisch 
gestützten Nationalstaat mate­
rialistisch zu analysieren. An die 
Stelle einer Klassenanalyse tritt 
eine moralische Doppelposition, 
die zentrale Widersprüche nicht 
auflöst, sondern nebeneinander 
stehen lässt.

Der gesamte Leitantrag leidet 
unter ähnlichen Widersprüchen. 
Er benennt die Folgen des Kapi­
talismus, vermeidet jedoch kon­
sequent dessen revolutionäre 
Überwindung als strategische 
Aufgabe. Reformen erscheinen 
nicht als Mittel des Klassen­
kampfes, sondern als dessen 
Endziel – anstatt als Schritte auf 
dem Weg zur Transformation 
hin zu einer sozialistischen, an 
Bedürfnissen orientierten Wirt­
schaftsweise.

Die Wahlen
Die Wahlen zum Partei­

vorstand verdeutlichen die 
ideologische Entwicklung der 
Partei. Führende Funktionen 
wurden überwiegend mit Per­
sönlichkeiten besetzt, die eine 
parlamentarisch orientierte, 
staatsaffirmative Linie vertre­
ten.

Die Vorbereitung auf Re­
gierungsbeteiligungen und 
Koalitionen prägt zunehmend 
die politische Ausrichtung der 
Partei. Nicht mehr die Frage, 
wie Klassenkämpfe orga­
nisiert werden können und 
wie die Transformation von 
einer profitorientierten kapi­
talistischen Wirtschaft hin zu 
einer bedürfnisorientierten 
sozialistischen Ökonomie vo­
rangetrieben werden kann, 
bestimmt die Strategie, son­
dern wie Regierungsfähigkeit 
nachgewiesen werden kann.

Diese Entwicklung steht 
im Widerspruch zur marxisti­
schen Staatstheorie. Der bür­
gerliche Staat kann genutzt 
werden, um den Klassen­
kampf sichtbar zu machen. Er 
darf jedoch niemals als Haupt­
instrument gesellschaftlicher 
Transformation verstanden 
werden.

Positiv hervorzuhe­
ben bleibt, dass mit Ines 
Schwerdtner weiterhin eine 
Stimme innerhalb der Par­
teiführung existiert, die sich 
deutlich stärker auf Klassen­
politik und soziale Kämpfe be­
zieht als viele andere führen­
de Funktionsträger. Ob daraus 
jedoch eine tatsächliche theo­
retische Erneuerung entsteht, 
wird sich erst in den kommen­
den Jahren zeigen.

links:  Ines und Sören 
ebenfalls links, aber oben auf der nächsten Seite: Heidi und Jan 

Fotos: Paul G. K.
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Die Debatten
Besonders problematisch 

war die Qualität vieler Debat­
ten.

An zahlreichen Stellen tra­
ten materialistische Analysen 
hinter moralische Bewertun­
gen zurück. Klassenverhält­
nisse wurden durch indivi­
duelle Betroffenheit ersetzt, 
wissenschaftliche Kategorien 
durch politische Bauchgefüh­
le.

Immer wieder wurden ver­
meintliche gesellschaftliche 
Realitäten gegen marxistische 
Theorie ausgespielt. Nicht 
selten entstand der Eindruck, 
Theorie müsse sich der au­
genblicklichen politischen 
Stimmung anpassen und nicht 
umgekehrt die gesellschaft­
liche Entwicklung wissen­
schaftlich erklären.

Ebenso auffällig war die 
Distanzierung von den realso­
zialistischen Erfahrungen des 
20. Jahrhunderts. Die DDR 
und die Sowjetunion wurden 
häufig ausschließlich über ihre 
historischen Fehler behandelt. 
Eine materialistische Analyse 
ihrer Entstehungsbedingun­
gen, ihrer wirtschaftlichen 
Leistungen, ihrer Rolle im anti­
faschistischen Kampf oder ih­
rer internationalen Bedeutung 
blieb weitgehend aus.

Marxisten verteidigen nicht 
jeden Fehler realsozialistischer 
Staaten. Sie lehnen jedoch de­
ren pauschale moralische Verur­
teilung ab. Geschichte wird nicht 
moralisch bewertet, sondern 
materialistisch analysiert.

Gerade diese wissenschaft­
liche Herangehensweise fehlte 
in weiten Teilen des Parteitages.

Die unterschiedlichen politi­
schen Lagen der einzelnen Lan­
desverbände prägen, wie im­
mer, den Diskurs. Jedoch erhält 
die Frage der Regierungsbetei­
ligung und Koalitionsfähigkeit, 
gerade in Bezug auf die Ost­
verbände und insbesondere auf 
Sachsen-Anhalt, eine besonde­
re Rolle und politisches Gewicht.

Die Debatte zeigt eine reale 
Problematik, die wir im Osten 
nur allzu gut kennen. Sollen wir 
mit den anderen kapitalistischen 
bürgerlichen Parteien zusam­
menarbeiten, um rechte, rechts­
extreme oder sogar faschisti­
sche Kräfte daran zu hindern, 
Machtpositionen in Parlamenten 
und Verwaltungen zu erlangen?

Gerade dort, wo die rechtsex­
treme AfD mit teilweise mehr als 
35 bis über 40 Prozent auftritt 
und mit Abstand die stärkste 
parlamentarische Partei ist, er­
scheint diese Frage beinahe tri­
vial. Aber ist sie das?

Die AfD bezieht ihre größ­
te Mobilisierung von Wähler­
stimmen aus den Krisen der 
kapitalistischen Ökonomie. Die 
bürgerliche Gesellschaft merkt, 
dass das System nicht funktio­
niert. Die Menschen erkennen, 
dass es ihnen wirtschaftlich 
schlecht geht. Sie erkennen die 
Widersprüche dieses Systems 
und sehen, dass bürgerliche 
Parteien wie CDU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und andere ihre 
Probleme und Krisen seit Jahr­
zehnten nicht lösen, sondern 
lediglich verwalten.

Unsere Aufgabe sollte es mei­
nes Erachtens nicht sein, uns 
mit diesen Parteien gemein zu 
machen und eine kapitalistische 
Einheitsfront gegen die AfD zu 
bilden, sondern den Menschen 
eine tatsächliche und materia­
listische Alternative zum beste­
henden System aufzuzeigen. 
Diese Alternative muss klar be­
nennen, dass die Überwindung 
der profitorientierten kapitalis­
tischen Wirtschaft und der Auf­
bau einer bedürfnisorientier­
ten sozialistischen Ökonomie 
notwendig sind. Der effektivste 
Kampf gegen den Faschismus 
ist Klassenkampf – und dieser 
bedeutet solidarische Organi­
sierung und praktische Arbeit 
innerhalb der Klasse.

Persönliche  
Worte

Dieser Parteitag hat gezeigt, 
dass Die Linke organisatorisch 
wächst, theoretisch jedoch 
weiter an Schärfe verliert. Es 
wurden nicht nur sehr wich­
tige Themen kaum oder gar 
nicht behandelt oder debat­
tiert – ein Beispiel hierfür ist 
der Klimaschutz beziehungs­
weise die Klimakrise, die kei­
nen nennenswerten Platz auf 
diesem Parteitag einnahm –, 
vielmehr tritt der Reformismus 
heute nicht mehr offen als Ge­
genposition zum Sozialismus 
auf.

Doch solange die Eigen­
tumsfrage nicht gestellt wird, 
solange der Klassencharak­
ter des Staates ausgeblendet 
wird und solange Regierungs­
fähigkeit wichtiger erscheint 
als Klassenorganisation, bleibt 
die Partei innerhalb der Gren­
zen der bürgerlichen Gesell­
schaft.

Eine linke Partei muss den 
Mut besitzen, wissenschaft­
liche Erkenntnis über politi­
sche Opportunität zu stellen. 
Sie darf ihre Theorie nicht 
den Anforderungen möglicher 
Koalitionen unterordnen. Der 
historische Materialismus ist 
keine Meinungsrichtung unter 
vielen, sondern das wissen­
schaftliche Fundament revo­
lutionärer Politik.

Die Arbeiterklasse benö­
tigt keine bessere Verwaltung 
des Kapitalismus. Sie benö­
tigt eine Organisation, die ihre 
materiellen Interessen vertritt, 
den Klassenkampf führt und 
die Überwindung der kapita­
listischen Produktionsweise 
– hin zu einer bedürfnisorien­
tierten sozialistischen Ökono­
mie – wieder zu ihrer zentralen 
politischen Aufgabe macht.

Gerade deshalb muss die 
marxistische Strömung in­
nerhalb der Partei ihre theo­
retische Arbeit intensivieren. 
Nicht aus Nostalgie, sondern 
weil der Kapitalismus seine 
Widersprüche täglich ver­
schärft. Ohne eine klare mar­
xistische Orientierung droht 
Die Linke zu einer weiteren 
sozialdemokratischen Re­
formpartei zu werden – mit 
sozialem Anspruch, aber ohne 
revolutionäre Perspektive.

Max Eckardt 
Parteitagsdelegierter

Wer Fragen zum Parteitag oder zu Max‘ Artikel hat, wer anderer Meinung 
ist, kurz: wer zum Thema diskutieren möchte, informiere bitte die  
Anstoß-Redaktion (redaktion.anstoss@gmx.de) oder den Kreisvorstand!
Die Redaktion
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Bericht aus dem Stadtrat Saalfeld 
Mai - Juli mit Haushaltsbeschluss

Mai 
Die Frühjahrssitzung des 

Saalfelder Stadtrates hatte eine 
recht umfangreiche Tagesord­
nung. Wichtigstes Thema: der 
Beschluss des Haushaltsplanes.

Doch zu Beginn der Sitzung 
gab es noch eine schöne wich­
tige Aufgabe zu erledigen: die 
Wahl des Seniorenbeirats durch 
die Stadtratsmitglieder.

Das erfreuliche Ergebnis war, 
dass alle Kandidaten fast ein­
stimmig gewählt wurden. Nur 
wenige bekamen nicht alle Stim­
men. Am Interessantesten und 
Schönsten war, dass unsere Ge­
nossin Viola Rümpler von allen(!) 
gewählt wurde, also volle Stim­
menzahl erhielt. Sie hat offenbar 
als Stadträtin einen sehr positi­
ven Eindruck hinterlassen. Der 
Seniorenbeirat wird nun auch 
von Ihrer Mitgliedschaft profitie­
ren. Ebenfalls wurde Sabine Ös­
terreicher mit nur geringer Stim­
mendifferenz gewählt. Somit ist 
die Linke mit zwei engagierten 
Mitgliedern im Seniorenbeirat 
sehr gut vertreten.

Der nächste Beschluss betraf 
die Ehrung mit der Saalfelder 
Stadtmedaille. Damit soll dies­
mal die Arbeit von Herrn Uwe 
Wolfram gewürdigt werden, der 
viele Jahre das ERG geleitet hat. 
Auch dieser Beschluss wur­
de einstimmig angenommen. 
Das freut mich sehr, denn Herr 
Wolfram war viele Jahre auch 
meinem Sohn ein guter Lehrer.

Und nun zum Haushalt:
Wie man sich denken kann, 

wird es mit jedem Jahr schwie­
riger, für eine Stadt einen soli­
den Haushalt aufzustellen. Un­
vorhersehbare und allgemeine 
Kostensteigerungen überall, 
stets neue Krisen, neue Finan­
zierungsgesetze usw. Das alles 
macht es der Stadtkämmerei 
nicht gerade einfach, zumal es 
immer neue Herausforderungen 
durch den Sanierungsstau, neue 
Tarifabschlüsse und Fördergeld­
kürzungen gibt, die die Stadt di­
rekt betreffen. 

Trotz alledem ist es gelungen, 
einen recht soliden, wenn auch 
sehr knapp kalkulierten Haus­
halt aufzustellen.

Der negative Beigeschmack 
zuerst:

•	 Die Pro-Kopf-Verschuldung 
steigt u.a. durch eine einge­
plante optionale Kreditauf­
nahme von 3,5 Mio. Euro auf 
306 Euro pro Einwohner (zum 
Vergleich mit ganz Thüringen 
(522 € pro Einwohner) ist das 
aber ein guter Durchschnitt).

•	 Die Stadt muss im Vergleich 
zu den letzten 10 Jahren dop­
pelt so viel Kreisumlage (15,75 
Mio. Euro) zahlen, da in vielen 
Gemeinden die Gewerbesteu­
er massiv eingebrochen ist.

•	 400 nicht belegte Kindergar­
tenplätze und ein kommendes 
neues Kindergartengesetz 
steigern die Kosten für die Be­
treuungsplätze enorm.

•	 Steigende Sachkosten (z.B. 
Bauhof) sind schon allein 
durch die höheren Energie­
preise zu erwarten.
Doch das Positive dabei: Die 

freiwilligen Aufgaben der Stadt 
(teilweise auch Pflichtaufgaben 
der Kommune) wird sich Saal­
feld, solange es noch möglich 
ist, weiterhin leisten:
•	 Die Schulspeisung wird bezu­

schusst, außerdem die Biblio­
thek und das Stadtmuseum. 
Für das Stadtmuseum werden 
Mittel bereitgestellt, um nach 
dem Brand der Notstroman­
lage im September 2025 eine 
Sanierung durchführen zu 
können sowie die Klosterkü­
che fertig zu stellen und der 
Öffentlichkeit zu präsentieren. 
Denn unser Stadtmuseum ist 
ein ganz besonderes Ange­
bot, mit dem die Stadt Saal­
feld punkten kann.

•	 	Für die Saalfelder Sportler 
werden 1,2 Mio. Euro freiwilli­
ge Leistungen zur Verfügung 
gestellt. Die Nutzung der 
städtischen Turnhallen bleibt 
kostenfrei für alle Vereine und 
Sportler, Personal dafür wird 
gestellt (dafür sind nochmals 
50.000 Euro eingestellt).
Der Haushalt ist alles in allem 

eine rechnerische und planeri­
sche Höchstleistung der Käm­
merei.

Er wurde vom Stadtrat be­
schlossen mit 6 Stimmenthal­
tungen. Grund für die Enthal­
tungen war, dass zu viel für das 
Werkhaus Beulwitz (und damit 
für „die Ausländer“) getan wird,­
die Energiepolitik nicht gefällt 
und dafür keine Ausgaben ge­

tätigt werden sollen. Wer die­
se Kritik geäußert hat, ist nicht 
schwer zu erraten. Dabei ist der 
AfD weder aufgefallen, dass das 
Werkhaus allen Menschen in 
Beulwitz voll zugutekommt und 
hilft, noch dass die Energiepoli­
tik nicht von der Stadt gemacht 
wird, aber finanziert werden 
muss.

Weitere positive Beschlüsse 
waren:
•	 	Aufnahme der Ortsteile 

Dittrichshütte, Burkersdorf, 
Braunsdorf und Dittersdorf 
in das Dorferneuerungs­
programm und

•	 	der Neubau zweier Löschwas­
serzisternen in Volkmanns­
dorf, der nun endlich umge­
setzt werden kann.
Als letzter Punkt wurde noch 

die Übernahme des Erdwahlgra­
bes der Familie Jüttner als Eh­
rengrab durch die Stadt Saal­
feld beschlossen. Hierzu ist zu 
sagen, dass jeder Bürger einen 
Antrag auf die Widmung eines 
Ehrengrabes stellen darf. Und 
darüber muss dann der Stadt­
rat beraten und einen Beschluss 
fassen. Da Familie Jüttner als 
Künstlerpaar die Stadt Saalfeld 
auch überregional bekannt ge­
macht hat, wurde der Antrag 
angenommen. Es wurde von 
Dr. Kania dazu betont, dass die 
historisch wertvollen Gräber auf 
dem Saalfelder Friedhof stets 
gepflegt und geachtet werden 
und es bisher aber keine weite­
ren Ehrengräber gibt.

Und hier noch ein paar Ge­
danken und Ergänzungen zum 
Haushalt von Sven:

Bei den Stadtratssitzungen 
zu den Haushaltsbeschlüssen 
ergreifen traditionell die Frak­
tionsvorsitzenden das Wort, in 
der Reihenfolge des Ergebnis­
ses der Kommunalwahl. Nach 
CDU/FDP, AfD, SPD/Grüne, und 
Bürger für Saalfeld waren wir an 
der Reihe. 

Dabei richteten wir den Blick 
auf die Einnahmeseite und un­
terbreiteten Vorschläge, um die­
se zu erhöhen.  
1.	Da wäre zum Beispiel das 

heiße Eisen einer Anhebung 
der Hebesätze für die Ge­
werbesteuer. Der Hebesatz 
beträgt in Saalfeld 395 Pro­
zent. Würde man diesen auf 
400 Prozent anheben, gäbe 

es eine angenommene Mehr­
einnahme von über 150.000 
Euro. Natürlich würde es so­
fort Proteste von den Gewer­
betreibenden hageln. Doch 
wer ist wirklich betroffen? 
Die Antwort ist etwas ver­
blüffend. Eine Erhöhung des 
Hebesatzes auf 400 % be­
lastet Einzelunternehmen 
und Personengesellschaften 
nicht, weil eine vollständige 
Verrechnung mit der veran­
schlagten Einkommensteuer 
erfolgt! Bleiben die Kapital­
gesellschaften mit höherer 
Steuerbelastung. Bei den Ka­
pitalgesellschaften (GmbH, 
AG) wurde aber die Körper­
schaftssteuer von 25 auf 15 
Prozent zum 01.01.2008 ab­
gesenkt – und dies ausdrück­
lich mit dem Verweis auf das 
gemeindliche Hebesatzrecht 
bei der Gewerbesteuer. Vor 
30 Jahren lag hier der Steu­
ersatz noch bei 35 Prozent. 
Im Koalitionsvertrag von CDU 
und SPD ist vereinbart, die 
Körperschaftssteuer schritt­
weise auf 10 Prozent zu re­
duzieren. Also werden diese 
weiter entlastet. Somit fließen 
weniger Gelder an Land und 
Bund. Weniger Einnahmen 
auf deren Seite lassen auch 
weniger Fördergelder für die 
Kommunen erwarten. Die Ein­
zelunternehmen und Perso­
nengesellschaften profitieren 
davon nicht einmal, weil sie 
höhere veranlagte Einkom­
menssteuer zahlen müssen. 
Letztlich fördert Saalfeld nur 
die Kapitalgesellschaften, die 
aber durch die Reduzierung 
des Gewerbesteuersatzes 
(von 5 auf 3,5 Prozent) und 
bei der Körperschaftsteuer 
(von 25 auf 15 Prozent) erheb­
lich entlastet wurden. 

2.	Im Haushalt ist ein jährlicher 
Zuschuss für die Stiftung der 
Morassina-Grotte von 50.000 
Euro vorgesehen. Hier könn­
te man prüfen, ob eine Erhö­
hung der Eintrittsgelder für 
die Feengrotten in Höhe von 
50 Cent zu realisieren ist und 
diese direkt an die Stiftung 
weitergeleitet werden können. 
Steuerlich ist das kompliziert, 
aber sicherlich eine Prüfung 
wert, wenn dieser Posten aus 
dem Haushalt genommen 
werden könnte.
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3.	Es gibt einige Kommunen, die 
kommunale Betriebsprüfer 
stellen und sie auf Grundlage 
eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrages an das zustän­
dige Finanzamt abordnen. 
Nach erfolgter Einarbeitung 
finanzieren sich diese selbst 
und tragen weiterhin zu ei­
ner Mehreinnahme an Steu­
ern bei. Das liegt an kürzeren 
Prüfungszyklen. In Deutsch­
land beträgt dieser etwa zehn 
Jahre. Da durch die Kommune 
aber nur vier Jahre rückwir­
kend Steuern eingefordert 
werden können, gehen den 
Kommunen Gelder vom Sys­
tem her verloren.
Die Reaktionen auf unsere 

Vorschläge waren erwartbar 
verhalten und ablehnend. 

Den Morassina-Vorstoß be­
zeichnete der Bürgermeister als 
charmant und sinnfrei, benann­
te aber die Schwierigkeit einen 
solchen Vorgang steuerlich 
abzubilden. Somit bestätigte 
er, dass es nicht unmöglich ist. 
Komplizierter als die steuerliche 
Abbildung ist wohl hier die Mo­
tivierung der Feengrottenleitung 
zu einer Unterstützung für Mo­
rassina – eine sehr schwierige 
Aufgabe, aber im Interesse der 
Stadt einen Versuch wert. Den 
fehlenden Mut hierzu empfinde 
ich als uncharmant.

Auf die Vorschläge zu den 
Steuerprüfern und Anhebung 
des Hebesatzes der Gewerbe­
steuer wurde nicht eingegan­
gen. Bei letzterem konnte man 
das nicht erwarten, aber da man 
nicht die Protestkeule der Ge­
werbetreibenden herausholte 
ist das ein Indiz, dass der Vor­
schlag richtig ist. Man ahnt wohl, 
dass es sich rechnet. An dieser 
Stelle sei den Thüringengestal­
tern gedankt, die sich dem The­
ma Finanzierung der Kommunen 
zuwandten. Denn auf diesen 
Vorschlag, ohne Belastung von 
Einzelunternehmen und Perso­
nengesellschaften die Einnah­
men der Stadt zu erhöhen, wäre 
ich von selbst nicht gekommen. 
Bei den Haushaltsberatungen 
2027 kommt diese Sache wie­
der auf den Tisch.

Anja und Sven

Juni
Viel zu berichten gibt es dies­

mal nicht, denn es war eine der 
kürzesten Sitzungen unserer 
Wahlperioden.

Informationen des Bürger­
meisters:

Am 30.06.2026 wird das 
neue bzw. sanierte und erwei­
terte Bauhofgelände in Kleinge­
schwenda offiziell eingeweiht.

Der zweite Bauabschnitt zur 
Umgestaltung des Platzes am 
Graben (Schlosstorplatz) wird 
im August beginnen, auch mit 
der neuen Saalepromenade soll 
im August begonnen werden.

Es gibt auch schlechte Nach­
richten. Der Vandalismus im 
Stadtgebiet nimmt stark zu. 
Graffitischmierereien sind an 
der Tagesordnung, Wanderrast­
stellen werden gestohlen oder 
durch Brandstiftung zerstört. 
Die Täter bleiben meist uner­
kannt, hinterlassen schwere und 
teure Schäden. Es wird für die 
Stadt immer teurer, solche Plät­
ze auszustatten und zu erhalten.

Aus dem Stadtrat:
Die Jahresrechnung für 2025 

wurde einstimmig bestätigt. Zur 
Personalsituation in der Stadt­
verwaltung ist zu sagen, dass die 
Mitarbeiter ein Durchschnittsal­
ter von 45 Jahren haben. Trotz 
vieler Rentenanwärter ist die 
Stadt damit gut aufgestellt.

Die Lindenallee im Bergfried­
park hat ihr Lebensalter erreicht. 
Es werden umfangreiche Ret­
tungsversuche unternommen, 
um sie noch zu erhalten, Neu­
pflanzungen sind geplant. Auch 
der Japangarten kann erneuert 
werden und die Bewässerungs­
anlagen werden grundhaft sa­
niert. Somit wird auf das Ziel 
„Saalfeld klimastabil“ aktiv hin­
gearbeitet.

Anfragen zur aktuellen Stun­
de:

Von der AfD kam mit Be­
zug auf einen OTZ-Artikel vom 
22.  Mai 2026 über den Info
stand der Linken vor der Schule 
in Gorndorf die Anfrage, ob der 
Stand überhaupt genehmigt war 
– vor allem vor einer Schule. Der 
Bürgermeister verwies darauf, 
dass die Fraktion schriftlich eine 
Antwort von Herrn Koch zu den 
Genehmigungsregularien erhält. 

Der Infostand war natürlich ord­
nungsgemäß beantragt und ge­
nehmigt worden.

Anfrage der SPD zur Ein­
richtung der 30er-Zone vor 
dem neuen Kindergarten in der 
Garnsdorfer Straße. Antwort: 
Das ist Aufgabe des Landkrei­
ses, die Stadt hat die positive 
Einstellung dazu erklärt.                                  

 Anfrage der CDU, ob man sich 
erkundigen kann, wie andere 
Gemeinden gegen Vandalismus 
vorgehen bzw. sich schützen. 
Gibt es vielleicht schon Lösun­
gen? Die Antwort wird gesucht.

Und damit war die Sitzung 
auch schon beendet.

Anja Rosenbusch

Juli
 Sitzungssaal des Saalfelder 

Stadtrates weilte noch ein Teil 
der Wärme aus der nun abge­
flauten Hitzewelle. Weniger hit­
zig verlief die Diskussion zu den 
Tagesordnungspunkten. Nach 
den üblichen Informationen des 
Bürgermeisters zum Bauge­
schehen in der Stadt informierte 
Michael Marbach, Koordinator 
der Freiwilligenagentur „Vielfalt“ 
der Lebenshilfe Saalfeld zu de­
ren Arbeit.

 Anschließend wurden Ehrun­
gen für Ehrenämtler, der Schul­
netzplan 2026/-2030/2031, 
eine weitere Teilsicherung für 
das Jugendklubhaus und die 
Instandsetzung und Sanierung 
der Stadtmauer nach einem Teil­
einsturz beschlossen.

Ein Teil der Stadtmauer stürz­
te infolge Nässeeintrag ein und 
muss auf einer Länge von ca. 
60 Meter wieder instandgesetzt 
werden. Dieser Einsturz dürfte 
auch die Kämmerin bestürzen, 
denn den Haushalt belasten un­
geplante Kosten von 376.000 
EUR. Der Bereich des einge­
stürzten Mauerwerks muss zu­
rückgebaut und anschließend 
denkmalgerecht durch ein Fach­
unternehmen neu errichtet wer­
den.

Der Schulnetzplan sieht die 
Sicherung aller Schulen bis 
2030/2031 vor. Das ist soweit 
die gute Nachricht, allerdings 
sind nach den Kindergärten nun 
auch die Schulen von sinken­
den Schülerzahlen betroffen. 

Erinnern wir uns an die Has­
kala-Veranstaltung mit Ulrike 
Grosse-Röthig 2025. Ulrike be­
schrieb die Situation und Aufga­
ben zum Erhalt der Kindergärten 
und Schulen eindrucksvoll. Die 
schwierigen kommunalen Ent­
scheidungen hierzu rücken im­
mer näher.

Die Teilsicherung vom Klub­
haus kostet 550.400 EUR und 
wird mit Mitteln der Städte­
bauförderung zu 100 % geför­
dert. Diese Maßnahme dient 
ausschließlich der Sicherung 
und stellt keine abschließende 
Modernisierung oder Umnut­
zung dar. Es ist aber ein guter 
Schritt zur Riesenaufgabe der 
Sanierung des Klubhauses.

Die Freiwilligenagentur „Viel­
falt“ wurde im Landkreis 2024 
installiert. Auf ihrer Homepage 
teilt sie mit: Die Freiwilligen­
agentur des Lebenshilfe e.V. ist 
als niedrigschwellige, zentrale 
Anlauf- und Beratungsstelle für 
Ehrenamt, Bürgerengagement 
und gesellschaftliche Teilhabe 
geplant. Sie richtet sich an alle 
Menschen, die sich engagieren 
wollen sowie an Organisationen 
und Vereine, welche mit Frei­
willigen arbeiten möchten.“ Fi­
nanziert wird sie hauptsächlich 
durch die Thüringer Ehrenamts­
stiftung und teilweise durch den 
Landkreis. Über die Agentur sol­
len Bürger, die sich ehrenamtlich 
engagieren möchten, und z.B. 
Vereine, die Unterstützung be­
nötigen, zusammenfinden. Im 
Anstoß haben wir 2024 darüber 
informiert. Bedauerlicherweise 
gab es nach dem Start 2024 
personelle Veränderungen, denn 
die damalige überaus engagier­
te Koordinatorin hat die Agentur 
verlassen. Möglicherweise ist 
hierbei anschließend ein Bruch 
beim erfolgreichen weiteren 
Ausbau der Agentur entstanden. 
Zumindest in der Wahrnehmung 
vor Ort und damit der Effizienz 
besteht noch Potential. Auch 
der Vortrag selbst war eher ein 
Marketingstatement. Wünschen 
wir der Agentur alles Gute, damit 
sie das wird, was sie vorgibt – 
Lebenshilfe für engagierte Men­
schen und Beratungssuchende.

Anja Rosenbusch  
und Sven Kurzhauer

Foto: Tom
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In der Sitzung des Kreistags 
Saalfeld-Rudolstadt im Mai ging 
es um einige wichtige Themen 
für die Entwicklung unseres 
Landkreises. Diskutiert und be­
schlossen wurde unter anderem 
zur Linkenmühlenbrücke, zur 
Sportförderung und zur zukünf­
tigen Tourismusstruktur im Thü­
ringer Wald.
Ein großes Thema war erneut der 
Neubau der Linkenmühlenbrü­
cke über den Hohenwarte-Stau­
see. Die alte Brücke wurde 1945 
gesprengt – seitdem ist die Ver­
bindung zwischen beiden Seiten 
des Stausees nur eingeschränkt 
über eine Fähre möglich. Viele 
Jahre wurde geplant, gerech­
net und wieder verworfen. Nun 
wurde eine neue Lösung be­
schlossen, die sich stärker an 
den tatsächlichen Bedürfnissen 
der Region orientiert. Die neue 

Hängebrücke soll vor allem für 
Radfahrer*innen und Fußgän­
ger*innen da sein. Auch Anwoh­
ner*innen sowie Fahrzeuge mit 
Sondergenehmigung sollen sie 
nutzen können. Vorgesehen ist 
eine schmalere Fahrbahn, eine 
Begrenzung auf zwölf Tonnen 
sowie die Nutzung der vorhan­
denen Widerlager. Damit sollen 
die Kosten im Rahmen bleiben. 
Für die Region ist das Projekt 
trotzdem ein wichtiger Schritt – 
sowohl für die Infrastruktur als 
auch für den Tourismus rund um 
den Hohenwarte-Stausee. Nach 
Jahrzehnten der Diskussion hof­
fen wir nun, dass dieses gefühl­
te Jahrhundertprojekt endlich 
umgesetzt wird – auch wenn 
man sicher nicht alle Erwartun­
gen gleichzeitig erfüllen kann.
Außerdem wurde über die Fort­
schreibung des Sportstätten­

In seiner letzten Sitzung vor der 
politischen Sommerpause des 
Kreistages befassten sich un­
sere Kreistagsmitglieder in einer 
knapp zweistündigen Sitzung 
unter anderem mit dem Thema 
Linkenmühlenbrücke und eini­
gen Verwaltungsbeschlüssen.
Einer der drei wichtigsten Punk­
te auf der Tagesordnung war 
der Bericht über die polizeiliche 
Kriminalstatistik im Landkreis 
Saalfeld-Rudolstadt, auf die wir 
als Linke bereits gewartet hat­
ten. Immerhin erfahren wir dort 
auf unseren Landkreis herunter­
gebrochen die Statistik für das 
Jahr 2025. Und wieder einmal 
zeigte sich, dass die politisch 
Rechten in unserem Landkreis 
reine Panikmache betreiben – 
ohne wirkliche Substanz. 15,7 % 
der Straftäter sind „Nichtdeut­
sche“ und damit liegen wir im 
Landkreis deutlich unter dem 
Landesdurchschnitt, der bei 
über 20 % liegt. Auch so liegen 
wir insgesamt bei allen Zahlen 
unter dem Landesdurchschnitt, 
dennoch haben einige Zah­
len nachdenklich gemacht. 118 
Straftäter sind Kinder unter 16 
Jahren. 1.452 Diebstahlsdelikte 
gab es 2025 im Landkreis, da­
von konnten 41,5 % aufgeklärt 
und den Staatsanwaltschaften 
und Gerichten übergeben wer­

den. Resümee, das man nach 
der Vorstellung ziehen konnte 
war, dass wir in einem sicheren 
Landkreis leben und auf den 
Landesschnitt betrachtet in al­
len Statistikwerten unter dem 
Landesdurchschnitt liegen.
Eine weitere Berichterstattung 
gab es vom Thüringer Landes­
museums Heidecksburg, in der 
Kreistagsmitgliedern ein Über­
blick über die Veranstaltungen 
gegeben wurde. Natürlich er­
fuhren wir auch, wie der aktuelle 
Stand der Sanierungsarbeiten 
ist, ebenso wie sich die Auslas­
tung der einzelnen Museumstei­
le im Jahr 2025 gezeigt habt. 
Aktuell kämpft die Heidecksburg 
in Rudolstadt mit sinkenden Be­
sucherzahlen, was aber sicher­
lich auch an den umfangreichen 
Sperrungen aufgrund der Sanie­
rungsarbeiten liegt. Es ist beein­
druckend, wie vielfältig das An­
gebot ist und wie umfangreich 
die täglichen Aufgaben sich 
darstellen. Besonders spannend 
war das Ergebnis über die Di­
gitalisierung der Ausstellungen 
und wie positiv diese Arbeit bei 
den Besuchern ankommt und 
Mehrwerte für das Erlebnis Mu­
seum schafft.
Das Thema Wiedererrichtung 
der Brücke an der Linkenmühle 
über den Stausee Hohenwarte 

Neues aus dem Kreistag  
– Brücke, Sport und Tourismus 

entwicklungsplanes bis 2036 
beraten. Ziel ist es, Sportanla­
gen im Landkreis bedarfsge­
recht weiterzuentwickeln und 
Vereine sowie Schulen besser 
zu unterstützen. Nachdem Kom­
munen und der Kreissportbund 
auf Fehler und fehlende Anga­
ben hingewiesen hatten, wurde 
der Entwurf noch einmal über­
arbeitet und konnte nun in der 
Kreistagssitzung beschlossen 
werden.
Auch im Kulturbereich gab es 
Veränderungen. Die Kulturför­
derrichtlinie des Landkreises 
wurde aktualisiert, damit sie 
wieder dem aktuellen Recht 
entspricht. Das klingt trocken, 
ist aber wichtig, damit kulturel­
le Projekte und Initiativen auch 
künftig unkompliziert gefördert 
werden können.
Diskutiert wurde zudem die 

Umwandlung des Regionalver­
bundes Thüringer Wald in die 
neue Thüringer Wald Tourismus 
GmbH mit Sitz in Suhl. Der Land­
kreis beteiligt sich mit 8.000 
Euro an der neuen Gesellschaft. 
Ziel ist es, den Tourismus im 
Thüringer Wald künftig besser 
zu vermarkten und die Zusam­
menarbeit der Kommunen effizi­
enter zu organisieren.
Darüber hinaus beschäftigte 
sich der Kreistag mit Berichten 
der Wirtschaftsförderagentur 
und der IGZ GmbH sowie mit 
der Niederlegung des Ehren­
amtes als Kreisheimatpflegerin. 
Für diese wichtige ehrenamtli­
che Aufgabe wird nun eine neue 
Person gesucht, die Interesse 
hat, sich für Heimatpflege und 
regionale Geschichte im Land­
kreis einzubringen und das Amt 
künftig zu übernehmen.

Christin

Neues aus dem Kreistag  
– Kriminalstatistik und Katzen

ist nicht nur an die lokale Pres­
se gegangen und ein Thema zur 
Landratswahl gewesen, son­
dern auch in so gut wie jedem 
Ausschuss des Kreistages be­
handelt worden. Nun stand auf 
der Tagesordnung noch die Ver­
einbarung zur Durchführung des 
Förderprojekts zusammen mit 
dem Saale-Orla-Kreis. Das Pro­
jekt wird uns weit über die ak­
tuelle Amtszeit des Kreistages 
beschäftigen und uns sicherlich 
auch noch weitere spannende 
Debatten bescheren.
Solidarisches Zusammenle­
ben der Generationen, kurz 
LSZ, ein Landesprogramm der 
Familienförderung, wo wir als 
Landkreis eine Fortschreibung 
des Fachplans Familie 2027 
bis 2031 beschlossen haben, 
um die Fördergelder aus dem 
Landesprogramm zu erhalten, 
spielte ebenfalls eine Rolle. Der 
Fachplan beschäftigt sich über 
knapp 150 Seiten mit einer Be­
standsanalyse für unseren 
Landkreis, einer Bedarfserfas­
sung für die kommenden Jahre 
und bildet eine Ziel- und Maß­
nahmenumsetzung nach Hand­
lungsfeldern. Zielsetzung ist für 
uns Linke klar: regionale Famili­
enförderung.
Begriffe wie „Einlagenkonten“ 
und „Kapitalertragsteuer“ sind 

nun nicht gerade welche, die 
Bürgerinnen und Bürger als Be­
sucher zu einer Kreistagssit­
zung bewegen. Jedoch hinter 
dem zweiten verbirgt sich eine 
Unterstützung der Musikschu­
len im Landkreis, denn die Ge­
winnausschüttung soll zweck­
gebunden für die Stützung der 
Gebühren verwendet werden.
Als letzten Tagesordnungspunkt 
im öffentlichen Teil gab es noch 
die Bearbeitung der Anfragen 
an den Landrat, wobei diesmal 
eine Einwohnerfrage zum The­
ma Katzenschutzverordnung 
behandelt wurde. Darin ging es 
vorrangig um einen eventuellen 
Handlungsbedarf zum Schutz 
von Katzen zur Entlastung des 
Tierschutzes. Der Landrat hatte 
im Vorfeld der Kreistagssitzung 
die ihm mitgeteilten Fragen be­
antwortet und so wurde der An­
fragestellerin die Möglichkeit im 
Kreistag eingeräumt, sich dort 
nochmals zu äußern. Insgesamt 
war es eine eher unspektakuläre 
Kreistagssitzung, die wichtige 
Berichte und Beschlüsse bein­
haltet und im doch sehr warmen 
Speisesaal des Klinikums statt­
gefunden hat.

Sascha Krüger
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Beteiligung –  
Mitsprache – Mitent-
scheiden? Wo Gesetze 

auf Realität treffen
Einer der zentralen Punkte der Sit­
zung des Jugendhilfeausschusses 
im Mai war die Änderung der Sat­
zung des Jugendamtes. Hinter­
grund sind gesetzliche Vorgaben 
aus dem Sozialgesetzbuch VIII 
(SGB VIII), dem Thüringer Kinder- 
und Jugendhilfe-Ausführungsge­
setz (ThürKJHAG) sowie der Thü­
ringer Kommunalordnung.
Im Ausschuss wurde erneut be­
tont, dass junge Menschen ein 
Recht haben, ihre Anliegen direkt 
an das Jugendamt und den Ju­
gendhilfeausschuss heranzutra­
gen. Künftig soll dieses Recht ver­
bindlicher umgesetzt werden: Zu 
Beginn jeder Sitzung wird ein fes­
ter Tagesordnungspunkt einge­
richtet, in dem Jugendliche Fragen 
stellen oder Anliegen einbringen 
können. Kann eine Antwort nicht 
sofort gegeben werden, soll sie in 
der Regel innerhalb von 14 Tagen 
in verständlicher, jugendgerech­
ter Sprache nachgereicht werden. 
Ziel ist es zudem, Jugendbetei­
ligung nicht nur punktuell zu er­
möglichen, sondern systematisch 
in die Jugendhilfeplanung einzu­
binden.
Doch genau hier gehen die Ein­
schätzungen auseinander. Wäh­
rend ein Teil der Mitglieder dieses 
Format als wichtigen Schritt be­
wertet, sehen andere darin noch 
keine ausreichende Beteiligung. 
Aus Sicht des Jugendforums wur­
de dies deutlich formuliert: „Wir 
wollen nicht nur ein Punkt auf der 
Tagesordnung sein, sondern wirk­
lich mitgestalten.“
Genau hier liegt der entscheiden­

de Unterschied zwischen Beteili­
gung und echter Mitbestimmung. 
Junge Menschen möchten nicht 
lediglich angehört werden – sie 
wollen Prozesse aktiv mitgestal­
ten. Gerade in einem Landkreis, 
in dem Jugendliche zahlenmäßig 
eher unterrepräsentiert sind, ist 
dies umso bedeutsamer. Erwach­
sene sollten nicht für Jugendliche 
entscheiden, sondern gemeinsam 
mit ihnen. Denn das, was Erwach­
sene über Jugendbedarfe anneh­
men, deckt sich nicht immer mit 
der Lebensrealität junger Men­
schen.
Positiv ist, dass auch innerhalb 
des Jugendhilfeausschusses die­
se Perspektive geteilt wird. Die 
neue Satzung wurde beschlossen, 
allerdings mit dem klaren Bekennt­
nis, sie bis zum Jahresende zu 
überarbeiten und einen festen Sitz 
für einen Jugendlichen im Aus­
schuss zu schaffen. Damit wäre 
ein wichtiger Schritt in Richtung 
echter Partizipation getan.

Schulsozialarbeit
Ein weiterer Schwerpunkt der Sit­
zung war die Schulsozialarbeit. 
Der Landkreis arbeitet hierbei mit 
einem Bedarfsindex, der verschie­
dene soziale Faktoren zusam­
menführt – etwa Förderbedarfe, 
Fehlzeiten, soziale Rahmenbedin­
gungen sowie Daten aus der Ju­
gendhilfe. Auf dieser Grundlage 
wird eine Prioritätenliste erstellt, 
nach der entschieden wird, an 
welchen Schulen zusätzliche Stel­
len eingerichtet werden.
Es wurde beschlossen, eine wei­
tere Stelle an der Schule mit dem 
nächsthöheren Bedarf zu schaf­
fen. Die Trägerschaft wird an­
schließend über ein Interessenbe­

Jugendhilfeausschuss:  
Zwischen Satzungsänderung,  
Beteiligung und Ausbau der  
Schulsozialarbeit

kundungsverfahren vergeben.
Aktuell ist Schulsozialarbeit an 24 
Schulen im Landkreis verankert 
– etwa der Hälfte aller Schulen. 
Gleichzeitig bleibt die Kooperation 
vor Ort ein entscheidender Fak­
tor: Eine Stelle wird nur dann ein­
gerichtet, wenn Schulleitung und 
Kollegium das Konzept mittragen. 
Dazu gehören Abstimmungen, ge­
meinsame Zielsetzungen und ein 
tragfähiges Kooperationskonzept 
zwischen Schule und Träger.
Unter den heutigen Herausfor­
derungen und den vielfältigen 
Lebenslagen von Familien wird 
Schulsozialarbeit zunehmend 
wichtiger. Sie bietet eine zentrale 
Chance, Schüler*innen bestmögli­
che Unterstützung auf ihrem Weg 
in das Leben nach der Schule zu 
geben.

Meine Erkenntnis
Der Anspruch, junge Menschen 
stärker einzubeziehen und ihre 
Perspektiven verbindlicher zu be­
rücksichtigen, ist politisch gewollt. 
Über das „Wie“ bestehen jedoch 
weiterhin unterschiedliche Auffas­
sungen.
Zwischen Satzungsänderungen, 
Beteiligungsrechten und Bedarfs­
berechnungen stellen sich daher 
immer wieder dieselben Fragen:
Wie gelingt es, aus Verwaltungs­
handeln und Zahlen echte Unter­
stützung im Alltag junger Men­
schen zu machen? Braucht es 
neue Formate der Gremienarbeit? 
Wie kann Mitbestimmung tatsäch­
lich wirksam werden? Und: Sind 
Jugendliche nicht letztlich die 
besten Expert*innen ihrer eigenen 
Lebenswelt?

Christin

Auch in diesem Jahr waren 
wir als Linke mit eigenem Team 
dabei und haben CO2 einge­
spart. Umweltschutz geht alle 
etwas an und in den vergan­
genen Tagen und Wochen hat 
man sehr deutlich gesehen, 
was die Natur macht, wenn sie 
durch uns Menschen zu sehr 
belastet und geschädigt wird. 
Bevor ich zu dem Radel-“Event“ 
komme, noch eine persönliche 
Meinungsäußerung zum The­
ma Radfahren, Umwelt und 
Wärme. Ich bin selbst an den 
Tagen mit dem Rad gefahren, 
als Thermometer weit über 25 
Grad angezeigt hat. Man merk­
te deutlich, dass es in den Be­
reichen der Radwege, wo Bäu­
me stehen, viel erträglicher war 
als dort, wo man der prallen 
Sonne ausgesetzt war. 

Ebenso merkt man deutlich 
den Unterschied zwischen 
Schotter-/Feldweg und As­
phaltweg. Denn ersterer hat die 
Wärme nicht aufgenommen im 
Gegensatz zu letzterem, der 
sie aufnimmt, speichert wieder 
abstrahlt, so dass es hier von 
oben und unten heiß ist. 

Dennoch macht mir weiter­
hin Radfahren sehr viel Spaß 
und so langsam gewöhnt sich 
auch mein persönliches Um­
feld daran, dass ich eben keine 
45 Minuten zur Arbeit benöti­
ge, sondern 1 ½ Stunden und 
dass ich stets auf den ÖPNV 
angewiesen bin, denn nicht 
alle Wege schafft man mit dem 
Rad. 

Aber nun zum Stadt-/ Kreis­
radeln in diesem Jahr. Wir sind 
mit drei aktiven Genossen im 
Rennen gewesen, haben ins­
gesamt die Schnapszahl 1.111 
Kilometer geschafft und haben 
damit Platz 53 erreicht. Die ers­
ten Plätze gingen wie die Jahre 
zuvor auch, an unterschied­
liche Schulen im Landkreis. 
Vielen Dank an Sven für 410,9 
Kilometer und an Martin für 8,1 
Kilometer. Wer gut in Mathe 
ist, kann ausrechnen, was an 
„Rest“ bleibt und so meine Kilo­
meterzahl rausfinden.

Immer eine gute Fahrt mit 
dem Rad, 

euer Sascha

Stadt-/
Kreisradeln 
2026 
Wir war‘n 
dabei

Radel zum Stadtradeln 
Fotos: Sascha



»Klima- und Umweltgerechtigkeit 
bedeutet für uns schlussendlich 

den Bruch mit der kapitalistischen 
Wachstumslogik, die uns Umwelt- 

und Klimazerstörung und  
Ressourcenverschwendung als 

Wohlstand verkauft.«
aus dem Leitantrag des Chemnitzer Parteitags

Der nächste Donnerstagstreff findet am  
13. August statt, der folgende am  
10. September – wie immer um 15 Uhr im 
Weltladen Saalfeld, in letzter Zeit mit der 
Tendenz, auch nach 18 Uhr noch weiter zu 
diskutieren. 

Natürlich gibt es wieder fair gehandelten 
Kaffee und Tee. Costa-Rica-Cola, Mate 
und Limo – alles fair gehandelt – werden 
auch gern getrunken. Plätzchen, Waffeln 
und Schokolade aus fairem Handel sind im 
Laden ebenfalls zu finden. Und diese leckere 
Schokolade, die auf der Schokoladenseite im 
Dezember-Heft angepriesen wurde…

Willkommen beim Treff am Donnerstag 
ist jede Genossin, jeder Genosse, jede 
Sympathisantin und jeder Sympathisant – 
egal, ob im ['solid]-Alter, schon in Rente oder 
irgendwo dazwischen.

Übrigens ist der Laden barrierefrei, auch mit 
Rollatoren oder Rollstühlen ist die Teilnahme 
am Donnerstagstreff möglich…

nächste Treffs:
Do 13. Aug 

und dann am  
10. September 

Weltladen Saalfeld

1976 protestierten tausende schwarze Schüler 
im Johannesburger Township Soweto in 
Südafrika gegen die Einführung von Afrikaans – 
die Sprache der weißen Herrschaftsminderheit 
– als verpflichtende Unterrichtssprache. Die 
blutige Niederschlagung des Protests durch das 
Apartheid-Regime jährte sich am 16. Juni zum  
50. Mal. 

Die gewaltfreie Demonstration für das Recht 
auf eine faire, selbstbestimmte Bildung endete 
in einer Katastrophe. Die Polizei feuerte auf die 
unbewaffneten Jugendlichen. Ein Zwölfjähriger 
war unter den ersten Todesopfern. Ein weinender 
Mitschüler trug den Sterbenden. Ihr Foto wurde 
weltweit bekannt und entlarvte die Brutalität des 
Apartheid-Staates. 

Schätzungen zufolge starben in den folgenden 
Unruhen landesweit Hunderte. Soweto war der 
Anfang vom Ende der Apartheid. Der 16. Juni 
ist heute nationaler Jugendtag in Südafrika und 
erinnert an die Mutigen, die in Soweto und im 
ganzen Land Widerstand leisteten.

16. Juni 1976

Mo 02.Aug 2026  
Saalfeld • Infostand
Mi 05. Aug 2026 • 19.30 Uhr  
• Linkstreff digital
Do 13. Aug 2026 • 15.00 Uhr  
Saalfeld, Weltladen  
• Treff am Donnerstag
Mi 19. Aug 2026 • 19.30 Uhr  
• Linkstreff digital
Sa 22. Aug 2026 • 13.00 Uhr 
Saalfeld, Marktplatz  
• Detscherfest
Mo 24. Aug 2026 • 18.00 Uhr 
Bad Blankenburg, Büro  
• Kreisvorstand hybrid (partei-
öffentlich)
Mi 26. Aug 2026 • 18.30 Uhr  
• BO-Mitglieder-Treffen 
Stadtverband Saalfeld
Do 27. Aug 2026 • 19.00 Uhr  
Rudolstadt, Bistro im  
Schillerhaus  
• Politischer Stammtisch 
Stadtverband Rudolstadt
Sa 29. Aug 2026 • 09.00 Uhr  
Saalfeld, Haskala  
• Frühstück zur Gesamtmit-
gliederversammlung 
Sa 29. Aug 2026 • 10.00 Uhr  
Saalfeld, Haskala  
• Gesamtmitglieder
versammlung 
Di 01. Sep 2026 • 00.00 Uhr  
Nordhalbkugel • meteorologi-
scher Herbstanfang
Di 01. Sep 2026  
• Weltfriedenstag
Mi 02. Sep 2026 • 19.30 Uhr  
• Linkstreff digital
Mo 07. Sep 2026 • 12.00 Uhr  
Saalfeld • Infostand
Do 10. Sep 2026 • 15.00 Uhr  
Saalfeld, Weltladen  
• Treff am Donnerstag
Sa 12. Sep 2026 • 09.00 Uhr 
Saalfeld, Weltladen  
• Faires Frühstück
Mi 16. Sep 2026 • 19.30 Uhr  
• Linkstreff digital
Do 17. Sep 2026 • 19.00 Uhr  
Rudolstadt, Bistro im  
Schillerhaus  
• Politischer Stammtisch 
Stadtverband Rudolstadt
Sa 19. Sep 2026 • Erfurt  
• 2. Tagung des 10. Landes-
parteitags
So 20. Sep 2026  
• Weltkindertag
Mi 23. Sep 2026 • 02.05 Uhr 
Nordhalbkugel  
• astronomischer Herbstan-
fang (Herbstäquinoktium)
Mi 23. Sep 2026 • 18.30 Uhr  
• BO-Mitglieder-Treffen 
Stadtverband Saalfeld
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Soweto-Aufstand

Bei der legendären Schlacht am Little Bighorn vor 
150 Jahren – am 25. und 26. Juni 1876 – schlugen 
die vereinigten native Americans der Lakota- und 
Dakota-Sioux, der Cheyenne und Arapaho das  
7. US-Kavallerieregiment unter George Armstrong 
Custer vernichtend. 

Ihr Sieg in dieser Auseinandersetzung 
war einer der wenigen großen Erfolge der 
präriebewohnenden native Americans in ihrem 
Überlebenskampf gegen die trotz ihrer damaligen 
Defizite weit überlegenen US-Landstreitkräfte.

In den Jahren nach Custers Niederlage wurde 
dieser u.a. in unzähligen Hollywood-Filmen als 
Märtyrer dargestellt. Positiv hervorzuheben sind 
dagegen vor allem zwei Werke: 

1970 entstand Arthur Penns „Little Big Man“ mit 
Dustin Hofman in der Hauptrolle. 

1991 erschien Mike Robes zweiteiliger 
Fernsehfilm General Custers letzte Schlacht.

25./26. Juni 1876
Schlacht am 

Little Big Horn


